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1. Teil

1. Teil: Inhalt und Fallrelevanz des öffentlichen Baurechts

1. Abschnitt: Definition

1Unter dem öffentlichen Baurecht versteht man die Summe der Normen, die sich auf
die Ordnung und Förderung der Bebauung von Grundstücken beziehen, insbesondere
Vorschriften, die die Zulässigkeit und Grenzen von baulichen Anlagen, ihre Errichtung,
Nutzung, Änderung, Beseitigung und ihre notwendige Beschaffenheit sowie die Ord-
nung und Förderung der Nutzung von Grund und Boden betreffen.1

Damit dient das öffentliche Baurecht dem Interessenausgleich (vgl. etwa das Abwä-
gungsgebot in § 1 Abs. 7 BauGB) zwischen der durch Art. 14 Abs. 1 GG geschützten
Baufreiheit des Grundstückseigentümers2 und dem häufig andersartigen Interesse der
Allgemeinheit und des Nachbarn an einer möglichst sinnvollen und umweltschonen-
den Nutzung (vgl. § 1 Abs. 5 BauGB) des im Bundesgebiet nur beschränkt vorhandenen
Baugeländes.3

2. Abschnitt: Abgrenzung zum privaten Baurecht

2Das private Baurecht bestimmt, ob und in welchen Grenzen ein Grundstück privaten
Dritten gegenüber baulich genutzt werden darf (z.B. gemäß §§ 903 ff. BGB).4

Zum privaten Baurecht wird auch das Bauvertragsrecht gezählt, das im Wesentlichen
in §§ 631 ff. BGB geregelt ist5 sowie die Nachbarrechtsgesetze der Länder.6

3. Abschnitt: Bauplanungs- und Bauordnungsrecht; Rechtsquellen

Das öffentliche Baurecht unterteilt sich in das Bauplanungsrecht und das Bauordnungs-
recht.7

3n Bauplanungsrechtliche Normen, auch bezeichnet als Städtebaurecht, regeln die
Vorbereitung und Leitung der baulichen und sonstigen Nutzungen der Grundstücke,
insbesondere durch Pläne, welche die Rechtsqualität des Bodens festlegen.8

Kurzformel: Bauplanungsrecht ist flächenbezogenes Recht der angemessenen Bo-

dennutzung.9

1 Vgl. § 1 Abs. 1 BauGB und Brenner Rdnr. 1, 8; Erbguth § 1 Rdnr. 1.
2 Ausführlich zur Baufreiheit Brenner Rdnr. 42 ff.; Muckel § 3; Erbguth § 2 Rdnr. 24 ff.; F/O/K § 4; Krebs Rdnr. 26 ff.
3 D/M Rdnr. 1 m.w.N. 

Zur geschichtlichen Entwicklung vgl. Brenner Rdnr. 17 ff.; F/O/K § 2; K/H § 11 Rdnr. 8 ff.
4 Brenner Rdnr. 4 ff.
5 Eine kurze Zusammenfassung des privaten Baurechts sowie zum Verhältnis von privatem und öffentlichem Baurecht

findet sich z.B. bei Stollmann § 1 Rdnr. 4 ff.; /F/O/K § 1.
6 Vgl. Muckel § 1 Rdnr. 8 ff. mit Beispielen.
7 Zu den unterschiedlichen Gestzgebungskompetenzen vgl. BVerwG DVBl. 2008, 258; Muckel § 2; Brenner Rdnr. 35 ff.;

Erbguth § 2 Rdnr. 1 ff.
8 E/W § 1 Rdnr. 2.
9 Vgl. Brenner Rdnr. 12 ff., auch zur Abgrenzung Allgemeines/Besonderes Städtebaurecht.
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Wichtige, im Pflichtfach relevante planungsrechtliche Vorschriften finden sich insbe-
sondere in §§ 29–36 BauGB10 sowie im Bebauungsplan der Gemeinde,11 aufgestellt
nach den Anforderungen der §§ 1–10 BauGB. Ergänzend können heranzuziehen sein
§§ 14–28 BauGB, die BauNVO12 und in einigen Bundesländern DurchführungsVO (DV)
oder AusführungsG (AG) zum BauGB.13

4 n Das Bauordnungsrecht befasst sich mit den baulich technischen Anforderungen an
ein konkretes Bauvorhaben und regelt in erster Linie die Abwehr von Gefahren, die
typischerweise von der Errichtung, dem Bestand und der Nutzung baulicher Anlagen
ausgehen.14

Kurzformel: Bauordnungsrecht ist objektbezogenes Sonderordnungsrecht.15

Die Vorschriften des materiellen Bauordnungsrechts dienen der Gefahrenabwehr, der
Verhütung von Verunstaltungen sowie der Sicherung sozialer und ökologischer Stan-
dards (z.B. Eignung von Wohnungen für Behinderte, Umweltfreundlichkeit von Baupro-
dukten); das formelle Bauordnungsrecht enthält Vorschriften über das Baugenehmi-
gungsverfahren sowie bauordnungsrechtliche Eingriffsermächtigungen.16

Das Bauordnungsrecht ist in den landesrechtlichen Bauordnungen17 geregelt (Parla-
mentsgesetz!) sowie in darauf gestützten Rechtsverordnungen.

Zu den wichtigsten Vorschriften vgl.

Die wichtigsten bauordnungsrechtlichen VOen der Länder sind regelmäßig in den Gesetzessammlun-
gen der Länder im Anschluss an die jeweilige BauO abgedruckt. Weitere Fundstellen sind regelmäßig
in der FN zu den jeweiligen VO-Ermächtigungen abgedruckt.18

Die BauOen der Länder folgen seit 1960 mehr oder weniger der Musterbauordnung

(MBO), erlassen und zuletzt Oktober 2008 fortgeschrieben von der Arbeitsgemeinschaft
der Bauminister der Länder (ARGEBAU).19

10 I.d.F. der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I, S. 2414), letzte Änderung am 22.07.2011 (BGBl. I S. 1509).
11 Zur Planungshoheit der Gemeinden aus Art. 28 Abs. 2 GG vgl. F/O/K § 5 Rdnr. 1 ff.; Erbguth § 2 Rdnr. 5 ff.; Brenner

Rdnr. 128 ff.; Muckel § 4; K/H § 12.
12 V. 23.01.1990 (BGBl. I S. 132) i.d.F. des ÄndG vom 22.04.1993 (BGBl. I, S. 466) – BauNVO 1990 –; zu älteren Fassungen vgl.

§§ 25–25 c BauNVO.
13 Die genauen Fundstellen im jeweiligen GVBl. des jeweiligen Landes finden sich z.B. in Satorius I Nr. 300 (vor der Inhalts-

übersicht); letzter Stand: März 2011.
14 Oldiges Rdnr. 11.
15 Brenner Rdnr. 15; Erbguth § 1 Rdnr. 9.
16 Schwemer Rdnr. 3; guter Kurzüberblick bei Hanne apf 2011, 238.
17 Zur Verbindung von Bauordnungsrecht und Bauplanungsrecht/Städtebaurecht vgl. Erbguth § 1 Rdnr. 11 ff.

Synopse S. 199 ff.

18 Z.B. bei Ziegler/Tremel Art. 90 BauO Bay; Hippel/Rehborn § 85 BauO NRW.
19 Der vollständige Text der MBO ist z.B. erreichbar über die Internet-Adresse http://www.is-argebau.de/musterbauord-

nung.
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4. Abschnitt: Fallrelevanz20

5n Sofern die Rechtmäßigkeit eines Bebauungsplans oder eines Flächennutzungs-
plans zu prüfen ist, finden grds. nur bauplanungsrechtliche Vorschriften Anwendung
(§§ 1–10, 214 ff. BauGB).

Ausnahmsweise können auch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften zu prüfen sein, insbeson-
dere solche des Umweltrechts (z.B. UVPG; §§ 18–20 BNatSchG – „Eingriffsregelung“).21

6n Sofern es um die Zulässigkeit bzw. Abwehr bestimmter Bauvorhaben geht, kön-
nen („als öffentlich-rechtliche Vorschriften“) sowohl Vorschriften des Bauplanungs-
rechts als auch solche des Bauordnungsrechts einschlägig sein, in der Praxis auch sol-
che des sog. Baunebenrechts.22

Vgl. z.B. § 75 Abs. 1 BauO NRW: „Die Baugenehmigung ist zu erteilen, wenn dem Vorhaben öffentlich-

rechtliche Vorschriften nicht entgegenstehen.“ 

§ 65 Abs. 4 BauO NRW: „Die Genehmigungsfreiheit entbindet nicht von der Verpflichtung zur Einhal-
tung der Anforderungen, die in diesem Gesetz, in Vorschriften aufgrund dieses Gesetzes oder in ande-
ren öffentlich-rechtlichen Vorschriften gestellt werden.“

§ 61 Abs. 1 S. 1 und 2 BauO NRW: „Die Bauaufsichtsbehörden haben ... darüber zu wachen, dass die öf-

fentlich-rechtlichen Vorschriften und die aufgrund dieser Vorschriften erlassenen Anordnungen ein-
gehalten werden. Sie haben in Wahrnehmung dieser Aufgaben nach pflichtgemäßem Ermessen die er-
forderlichen Maßnahmen zu treffen.“

20 Guter Kurzüberblick über Klausurprobleme im Baurecht bei Dürr JuS 2007, 328 (mehrere Teile); vgl. auch Stollmann
§ 1 Rdnr. 30 f.; Peine/K S. 102; G/M/S S. 1 ff.

21 Vgl. dazu noch unten Rdnr. 29 ff. sowie Erbguth § 3.
22 Ergbguth § 1 Rdnr. 15; Muckel § 1 Rdnr. 29.
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2. Teil: Die Bauleitplanung

1. Abschnitt: Definition; Abgrenzung

7 Die Bauleitplanung regelt die allgemeine Nutzung der Grundstücke in der Gemeinde.

Davon abzugrenzen sind die Fachplanung und die überörtliche Planung.23

Die Fachplanung umfasst besondere Zulassungsverfahren vor allem im Umweltrecht, z.B. gemäß
§§ 9 a und 9 b AtG (atomare End- und Zwischenlager), § 17 FStrG (Bundesstraßen und Bundesautobah-
nen), § 31 Abs. 2 KrW-/AbfG (Abfalldeponien).

Die überörtliche Planung erfolgt auf Bundesebene durch das Raumordnungsgesetz, auf Landesebene
durch Landesplanungsgesetz, Landesentwicklungsprogramme, Landesentwicklungspläne oder Regio-
nalpläne.24 Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB sind die Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung, also der
überörtlichen Planung, anzupassen.25

Bauleitpläne sind gemäß § 1 Abs. 2 BauGB der Flächennutzungsplan (vorbereitender
Bauleitplan) und der Bebauungsplan (verbindlicher Bauleitplan).

2. Abschnitt: Der Flächennutzungsplan (F-Plan)26

Fallbearbeitung bei Schoch, JK 1/08, VwGO § 47/30

A. Inhalt; mögliche Festsetzungen

8 I. Im Flächennutzungsplan (F-Plan) ist für das ganze Gemeindegebiet die sich aus der
beabsichtigten städtebaulichen Entwicklung ergebende Art der Bodennutzung nach
den voraussehbaren Bedürfnissen der Gemeinde in den Grundzügen darzustellen (§ 5
Abs. 1 S. 1 BauGB). § 5 Abs. 2 BauGB enthält hierzu einen (nicht abschließenden) Katalog
von Darstellungsmöglichkeiten.

Beispiele: Bauflächen, Art der Baugebiete, Verkehrsflächen, Flächen für Versorgungsanlagen, Grünflä-
chen, Wasserflächen, Flächen für die Landwirtschaft, Ausgleichsflächen für Eingriffe in Natur und Land-
schaft (§ 5 Abs. 2 a BauGB)27 etc.

Die Darstellung erfolgt in textlicher und zeichnerischer Form nach § 9 a BauGB, ergänzt
durch die Regelungen der Baunutzungsverordnung (BauNVO).

Beispiele: Bauflächen nach § 1 Abs. 1 BauNVO, Baugebiete nach § 1 Abs. 2 BauNVO.

Die Darstellungen des Flächennutzungsplans müssen jedenfalls so bestimmt und ein-
deutig sein, dass sie einen ausreichenden Rahmen für Konkretisierungen in einem Be-
bauungsplan und für Planungen anderer Planungsträger bilden können.28

23 Vgl. i.E. Erbguth § 3 Rdnr. 1 ff.; Muckel § 1 Rdnr. 21 ff.; Brenner Rdnr. 50 ff., 123 ff.; F/O/K §§ 20, 21; K/H §§ 1–10.
24 Einführung in das Raumordnungs- und Landesplanungsrecht bei Jarass u.a. JuS 2011, 215.
25 Vertiefend zum Verhältnis Bauplanungsrecht/Raumordnungsrecht: Oldiges Rdnr. 34 ff.; K/H§ 13 Rdnr. 9 ff.; Krebs

Rdnr. 34 ff.; Fallbearbeitung bei G/M/S Fälle 2, 14.
Zu den Rechtswirkungen von Raumordnungsplänen vgl. Ende JA 2010, 87.

26 Vgl. dazu auch F/O/K §§ 5–7; Erbguth § 5; Brenner Rdnr. 165, 192 ff.; Muckel § 1 Rdnr. 6 ff.; K/H § 14 Rdnr. 2 ff.
27 Zum sog. „Öko-Konto“ vgl. Oldiges Rdnr. 77.
28 BVerwG NVwZ 2005, 211 = JuS 2006, 48: „schlüssiges, gesamträumliches Planungskonzept“; OVG RhPf NVwZ 2006,

1442; Anm. Jeromin S. 1374; vgl. auch Kuschnerus/B Rdnr. 37, unter Hinweis auf ein Urteil des BVerwGE 95, 123: „Ein Flä-
chennutzungsplan, der nicht hinreichend bestimmt ist, verfehlt seine Aufgabe, die Bauleitplanung der Gemeinde vor-
zubereiten und stellt keine hinreichende Grundlage für das Entwicklungsgebot des § 8 Abs. 2 S. 1 BauGB dar.“
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9II. Gemäß § 5 Abs. 2 b BauGB können für Darstellungen des Flächennutzungsplans mit
den Rechtswirkungen des § 35 Abs. 3 S. 3 (dazu näher unten Rdnr. 263) sachliche Teil-

flächennutzungspläne aufgestellt werden. Diese besondere Art von Flächennut-
zungsplänen können auch unbeschadet eines bestehenden Flächennutzungsplans er-
lassen werden und sind nicht von dem Stand des Ursprungsflächennutzungsplans ab-
hängig (z.B. Konzentrationszonen für Intensivtierhaltung, Windenergieanlagen, Mo-

bilfunkanlagen).29

10III. Flächen für besonderen Bedarf, insbesondere Flächen mit kontaminierten Böden
(Altlasten), sollen im Flächennutzungsplan gekennzeichnet werden, § 5 Abs. 3 BauGB.30

Bauliche Nutzungen, die sich aus anderen Planungen ergeben (z.B. Anlagen der Deut-
schen Bahn AG), werden nachrichtlich in den Flächennutzungsplan übernommen, § 5
Abs. 4 BauGB.

11IV. Gemäß § 5 Abs. 5 BauGB ist im Flächennutzungsplan eine Begründung mit den An-
gaben nach § 2 a BauGB beizufügen, also auch ein Umweltbericht als gesonderter Teil
der Begründung (§ 2 a S. 3 BauGB).

B. Formelle und materielle Rechtmäßigkeitsvoraussetzungen

12Der Flächennutzungsplan unterliegt grds. den gleichen formellen und materiellen
Rechtmäßigkeitsvoraussetzungen wie der Bebauungsplan.31 Insbesondere sind grds.
jede Aufstellung, Änderung oder Aufhebung eines Flächennutzungsplans von einer
vorherigen Umweltprüfung abhängig. Es gelten die Vorschriften über die Beteiligung
der Öffentlichkeit, die Beteiligung der Behörden und die Pflicht zum sog. Monitoring

(§§ 3–4 c BauGB)32 sowie die Vorschriften über die Planerhaltung gemäß §§ 214 und
215 BauGB (zu allen Vorschriften vgl. noch im Einzelnen unten beim Bebauungsplan).

C.  Genehmigungspflicht und Wirksamkeit

13I. Gemäß § 6 Abs. 1 BauGB bedarf jeder Flächennutzungsplan der Genehmigung der
höheren Verwaltungsbehörde. Dies ist in den Flächenstaaten regelmäßig die Bezirksre-
gierung (vgl. z.B. § 1 BauGB DVO NRW).

Die Einzelheiten der Genehmigung, auch der fiktiven Genehmigung, ergeben sich aus
§ 6 Abs. 4 BauGB.

II. Gemäß § 6 Abs. 2 BauGB darf die Genehmigung nur versagt werden, wenn der Flä-
chennutzungsplan nicht ordnungsgemäß zustande gekommen ist (Verfahrensmängel
gemäß §§ 2–4 c BauGB) oder diesem Gesetzbuch, den aufgrund dieses Gesetzbuchs er-
lassenen oder sonstigen Rechtsvorschriften widerspricht.33

29 BVerwG NVwZ 2006, 87; NVwZ 2005, 211 = JuS 2006, 48 f.; Schmehl Jura 2010, 832.
30 Oldiges Rdnr. 78 FN 156.
31 Vgl. dazu unten Rdnr. 18 ff. sowie BVerwG DVBl. 2006, 772 (zu § 1 IV BauGB) und Stüer DVBl. 2008, 270, 272 f.
32 Vgl. i.E. S/K-Porger S. 67 ff.; Mischang BauR 2005, 334.
33 BVerwG DVBl. 2006, 772.
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Sonstige Rechtsvorschriften sind insbesondere naturschutzrechtliche Schutzauswei-
sungen z.B. durch Landschaftsschutzverordnung.34

Können Versagungsgründe nicht ausgeräumt werden, kann die höhere Verwaltungsbe-
hörde gemäß § 6 Abs. 3 BauGB räumliche oder sachliche Teile des Flächennutzungs-
plans von der Genehmigung ausnehmen.

14 III. Gemäß § 6 Abs. 5 S. 1 BauGB ist die Erteilung der Genehmigung ortsüblich bekannt
zu machen. Dabei ist dem Flächennutzungsplan eine zusammenfassende Erklärung

mit dem Inhalt von § 6 Abs. 5 S. 3 BauGB beizufügen. Gemäß § 6 Abs. 5 S. 4 BauGB kann
jedermann den Flächennutzungsplan, die Begründung und die zusammenfassende Er-
klärung einsehen und über deren Inhalt Auskunft verlangen.

Mit der Bekanntmachung wird der Flächennutzungsplan wirksam, § 6 Abs. 5 S. 2
BauGB.

D.  Rechtsnatur und Wirkung

15 Der Flächennutzungsplan ist keine Satzung wie der Bebauungsplan, sondern lediglich
hoheitliche Maßnahme bzw. Willensäußerung sui generis. Trotzdem begründet er für
die Gemeinde, die den Flächennutzungsplan aufgestellt hat, interne Bindungen durch
das Entwicklungsgebot des § 8 Abs. 2 S. 1 BauGB.

Externe Wirkungen entfaltet er für andere Planungsträger über das Anpassungsgebot
aus § 7 BauGB35 und für den Bürger bzw. Bauherrn im Rahmen der Vorschriften der
§§ 15 Abs. 3, 35 Abs. 3 S. 1 Nr. 1 und 35 Abs. 3 S. 3 BauGB.36

E. Rechtsschutz37

16 Da der Flächennutzungsplan weder Satzung nach dem BauGB noch VA ist, scheidet die
abstrakte Normenkontrolle gemäß § 47 Abs. 1 Nr. 1 VwGO ebenso aus wie die Anfech-
tungsklage.38

In einigen Bundesländern ist es allenfalls möglich, eine abstrakte Normenkontrolle gemäß § 47 Abs. 1,
2 VwGO zu erheben, sofern das landesrechtliche Ausführungsgesetz zur VwGO dies ausdrücklich zu-
lässt (so. z.B. § 4 Abs. 1 AGVwGO Rh-Pf).39

Etwas anderes gilt nur für Darstellungen im Flächennutzungsplan mit den Rechtswir-
kungen des § 35 Abs. 3 S. 3 BauGB (z.B. Konzentrationsflächen für Windenergieanlagen);
in diesem Fall ist nach h.M. eine abstrakte Normenkontrolle statthaft gemäß § 47 Nr. 1

VwGO analog,40 nach a.A. gemäß § 47 Abs. 1 Nr. 2 VwGO.41

34 Vgl. im Einzelnen Kuschnerus/B Rdnr. 34 FN 43 ff.
35 Zum Widerspruchsrecht der öffentlichen Planungsträger vgl. Böttiger VR 2007, 85.
36 BVerwG NVwZ 2005, 211 = JuS 2006, 48 f.; vgl. dazu im Einzelnen Kuschnerus/B Rdnr. 41 ff.; Oldiges Rdnr. 79; Schenke

NVwZ 2007, 134, 135 ff.
37 Vgl. dazu Schenke a.a.O.; Stollmann § 9 Rdnr. 3 f.; Krebs Rdnr. 234 FN 857 f.
38 D/M Rdnr. 342; BVerwG NVwZ 1991, 262; differenzierend Schenke a.a.O., S. 137 ff.
39 Vgl. OVG RhPf NVwZ 2006, 1442.
40 BVerwG  BauR 2009, 156; NVwZ 2007, 1081; Anm. Hufen JuS 2008, 926; K/H § 14 Rdnr. 5; Muckel § 5 Rdnr. 10; Brenner

Rdnr. 260.
41 F/O/K § 7 Rdnr. 55; Erbguth § 15 Rdnr. 15.
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I. Bauherr oder Nachbar können die Rechtmäßigkeit bzw. Wirksamkeit eines Flächen-
nutzungsplans nur im Wege der sog. Inzidentkontrolle überprüfen lassen.42

Beispiel: Erhebt der Bauherr gegen die Ablehnung der Baugenehmigung wegen Verstoßes gegen § 35
Abs. 3 S. 1 Nr. 1 oder § 35 Abs. 3 S. 3 BauGB Verpflichtungsklage, so muss das Gericht inzident die Wirk-
samkeit bzw. Rechtmäßigkeit des Flächennutzungsplans überprüfen.

II. Bei Gemeinden sind verschiedene Fallkonstellationen zu unterscheiden:

1. Versagung der Genehmigung gemäß § 6 BauGB

Bei Ablehnung der Genehmigung gemäß § 6 BauGB kann die Gemeinde, die den Flä-
chennutzungsplan aufgestellt hat, nach erfolglosem Vorverfahren Verpflichtungsklage
auf Erlass der Genehmigung erheben.

2. Verstoß gegen § 2 Abs. 2 BauGB

Eine Drittanfechtung der Genehmigungserteilung durch andere Gemeinden oder auch
durch den Bürger scheidet aus mangels Klagebefugnis.43 Sofern eine Gemeinde bei
Aufstellung des Flächennutzungsplans (möglicherweise) gegen das interkommunale

Rücksichtnahmegebot bzw. Abstimmungsgebot aus § 2 Abs. 2 BauGB verstoßen hat,
kann die Nachbargemeinde durch vorbeugenden Rechtsschutz (nach Auffassung der
Rspr. wahlweise vorbeugende Feststellungsklage oder vorbeugende Unterlassungskla-
ge) verhindern, auf der Grundlage des streitigen Flächennutzungsplans die Ortspla-
nung weiter zu betreiben.44

3. Verstoß gegen § 7 S. 1 BauGB

Sofern öffentliche Planungsträger gegen ihre Anpassungspflicht aus § 7 S. 1 BauGB ver-
stoßen, kann die Gemeinde, die den entsprechenden Flächennutzungsplan aufgestellt
hat, Feststellungsklage erheben mit dem Antrag festzustellen, dass die öffentlichen Pla-
nungsträger der Anpassungspflicht unterliegen. In diesem Verfahren wird dann die
Wirksamkeit bzw. Rechtmäßigkeit des Flächennutzungsplans inzidenter geprüft.45

3. Abschnitt: Der Bebauungsplan (B-Plan)46

Fallbearbeitungen (überwiegend mit prozessualem Einstieg) bei Sachs Fall 30; Becker Fälle 6, 8; Peine/
K Fälle 27, 28; H/C Fall 27; Wehr Fall 13; Stollmann Fälle 1–3; Ibler Fälle 5–8; Ingerowski Jura 2009, 303;
Möller Jura 2011, 54; Kleider JuS 2011, 815; Richter/Sokol JA 2011, 521.

A. Rechtsgrundlage; Planungshoheit der Gemeinde

17Rechtsgrundlage für den Erlass eines B-Plans sind die §§ 1 Abs. 3, 2 Abs. 1 S. 1 und 10
Abs. 1 BauGB. Alle drei Vorschriften konkretisieren (neben anderen Vorschriften im
BauGB, z.B. § 2 Abs. 2 und § 36 BauGB) die Planungshoheit als Teil der Selbstverwal-
tungsgarantie der Gemeinde aus Art. 28 Abs. 2 S. 1 GG.47

42 Wittreck Fall 8.
43 Oldiges Rdnr. 70 f., 107.
44 Vgl. dazu Beispiel bei Oldiges Rdnr. 108, unter Hinweis auf BVerwGE 40, 323.
45 Oldiges Rdnr. 107.
46 Vgl. auch Brenner Rdnr. 214 ff.; Muckel § 5 Rdnr. 18 ff., 47 ff.; K/H §§ 13–15, 17, 18; Erbguth § 5; F/O/K §§ 5, 6, 8, 12; Peine/

K Rdnr. 1383 ff.; Stüer DVBl. 2011, 381 und 739.
47 Vgl. dazu i.E. Brohm § 9; K/H § 12; D/M Rdnr. 10 f.; Oldiges Rdnr. 24 f.; Erbguth § 2 Rdnr. 18 ff.; BVerwG NVwZ 2001, 1043

(Wittstocker Heide).
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Beachte: Der B-Plan muss wegen § 10 Abs. 1 BauGB grds. als Satzung erlassen werden.

Die Stadtstaaten Berlin, Hamburg und Bremen können jedoch gemäß § 246 Abs. 2 BauGB eine andere
Form der Rechtsetzung wählen; § 47 Abs. 1 Nr. 1 VwGO bleibt in jedem Fall anwendbar.

Die Rechtsnatur des Bebauungsplans ist nicht nur relevant im Rahmen von § 47 Abs. 1 Nr. 1 VwGO,
sondern auch für die Frage, welche formellen Rechtmäßigkeitsvoraussetzungen des Landesrechts ne-
ben den Vorschriften des BauGB zu prüfen sind (Vorschriften über Satzungsbeschlüsse nach den Ge-
meindeordnungen der Flächenstaaten; Vorschriften über den Erlass von Rechtsverordnungen oder Ge-
setzen nach dem Landesrecht der Stadtstaaten).

B. Formelle Rechtmäßigkeitsvoraussetzungen;48 

Fehlerfolgen gemäß §§ 214, 215 BauGB49

I. Vorbemerkung

18 Im Folgenden sind zunächst kurz die formellen Rechtmäßigkeitsvoraussetzungen dar-
zustellen, die, jedenfalls nominell, der vom Verwaltungsakt bekannten Dreiteilung „Zu-
ständigkeit – Verfahren – Form“ folgen.

Danach wird dargestellt, welche Folgen ein Verstoß gegen formelle Rechtmäßigkeitsvo-
raussetzungen hat, insbesondere, ob die Verstöße beachtlich sind gemäß § 214 BauGB
und ob gemäß § 215 BauGB eine Rügefrist besteht.

Klausurhinweis: Da im Rahmen einer Klausur über die Rechtmäßigkeit eines Bebauungsplans regelmäßig
mehrere formelle Rechtsverstöße vorliegen, ist grds. nach jedem Verstoß zu prüfen, welche Fehlerfolgen sich
ergeben, insbesondere unter Berücksichtigung der §§ 214 f. BauGB.50

Die im Folgenden darzustellenden formellen und materiellen Rechtmäßigkeitsvoraus-
setzungen gelten nicht nur für die Aufstellung von Bauleitplänen, sondern gemäß § 1
Abs. 8 BauGB auch für ihre Änderung, Ergänzung und Aufhebung.51

In der Klausurenpraxis spielt, soweit ersichtlich, nur die Aufstellung von B-Plänen eine Rolle.

Im Rahmen des Verfahrens werden alle Anforderungen der §§ 2–4 c, 10 BauGB darge-
stellt („normales Regelverfahren“). Besonderheiten des vereinfachten Verfahrens ge-
mäß § 13 BauGB und des beschleunigten Verfahrens gemäß § 13 a BauGB i.V.m. Anla-
ge 252 werden mangels Prüfungsrelevanz („Grundzüge des Baurechts“) allenfalls am
Rande erwähnt.

48 Vgl. ergänzend D/M Rdnr. 52 ff.; Stollmann § 6.
49 Vgl. dazu ergänzend Stollmann § 8; Krebs Rdnr. 121 ff.
50 Vgl. insofern die folgende Darstellung und Fall 1; außerdem etwa die Darstellung bei Brohm § 15 Rdnr. 13 ff.; Muckel § 5

Rdnr. 50 ff.
51 F/O/K § 6 Rdnr. 92 ff., 95 ff.
52 Vgl. i.E. F/O/K § 6 Rdnr. 87 ff., 94; Erbguth § 5 Rdnr. 57 ff., 63 b, c; Brenner Rdnr. 245 ff., 280, 332; Muckel § 5 Rdnr. 73;

Schoch JK 5/10, BauGB § 13/1; Stollmann § 6 Rdnr. 41 ff.; E/W § 5 Rdnr. 57 ff.; Scheidler BauR 2007, 650.
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3. Abschnitt

19II. Überblick und Prüfschema

A. Rechtsgrundlage: §§ 1 Abs. 3, 2
Abs. 1 BauGB

I. Zuständige Körperschaft: 
Gemeinde, §§ 1 Abs. 3, 2 Abs. 1 

II. Ordnungsgemäßes Planaufstellungsverfahren
(Regelverfahren)
1. Umweltprüfung gem. § 2 Abs. 4

Verfahrensgebot (wegen §§ 2 Abs. 4 S. 1, 2 Abs. 3,
4 a Abs. 1): vollständige Ermittlung der Belange des
Umweltschutzes (§§ 1 Abs. 6 Nr. 7,  1 a)

2. Beschreibung und Bewertung der Belange des Um-
weltschutzes im Umweltbericht gem. §§ 2 Abs. 4,
2 a Nr. 2

a) Verfahrensgebot (wegen §§ 2 Abs. 4 S. 1, 2
Abs. 3, 4 a Abs. 1): 
zutreffende Bewertung

b) Formgebot (wegen § 2 Abs. 4 S. 1, 2. Halb s. i.V.m.
Anlage zu §§ 2 Abs. 4 u. 2 a):
Vollständigkeit der „Beschreibung“ im Umwelt-
bericht 

3. Vorgezogene bzw. frühzeitige Beteiligung
n der Öffentlichkeit ( § 3 Abs. 1) und 
n der Behörden (§ 4 Abs. 1);

Verfahrensgebot wegen § 4 a Abs. 1

4. Formelle Beteiligung
n der Öffentlichkeit (§ 3 Abs. 2) und 
n der Behörden (§ 4 Abs. 2); 

durch öffentl. Auslegung des B-Plan-Entwurfs
mit (vorläufiger) Begründung (§§ 2 a, 3 Abs. 2 
S. 1) 

a) Verfahrensgebot (wegen § 4 a Abs. 1)

b) Formgebot (wegen § 2 a): Begründungspflicht

5. Ermittlung und Bewertung der sonstigen Belan-
ge (außer Belange des Umweltschutzes) 
Verfahrensgebote (wegen §§ 2 Abs. 3, 4 a Abs. 1):
a) Vollständige Ermittlung des jeweils relevanten

Abwägungsmaterials

b) Ordnungsgemäße Bewertung der ermittelten
Belange

III. Ordnungsgemäßes Abschlussverfahren
1. a) Satzungsbeschluss gem. § 10 Abs. 1

Zu beachten sind auch die kommunalrechtlichen Vor-
schriften über Satzungen und Ratsbeschlüsse

b) (endgültige) Begründung gem. § 9 Abs. 8
(i.V.m. § 2 a)

c) Zusammenfassende Erklärung gem. § 10
Abs. 4

2. Ggf. Genehmigung der höheren Verwaltungs-
behörde gem. § 10 Abs. 2

3. Ordnungsgem. Bekanntgabe gem. § 10 Abs. 3 und
Abs. 4

Plan unwirksam (vgl. § 47 Abs. 5 S. 2 VwGO)

Verfahrensfehler gem. § 214 Abs. 1 Nr. 1 / § 215 Abs. 1 Nr. 1:
Ermittlungsdefizit (früher: Abwägungsdefizit)

Verfahrensfehler i.S.v. § 214 Abs. 1 Nr. 1 / § 215 Abs. 1 Nr. 1: 
n Bewertungsausfall (früher: Abwägungsausfall)
n Bewertungsfehleinschätzung (früher: Abwägungsfehlein-

schätzung)

Formfehler i.S.v. § 214 Abs. 1 Nr. 3, 3. Var. (Unvollständig-
keit) / § 215 Abs. 1 Nr. 1

Unbeachtlicher Verfahrensfehler (Gegenschluss aus  § 214
Abs. 1 Nr. 2)

Verfahrensfehler i.S.v. § 214 Abs. 1 Nr. 2 (keine/keine ord-
nungsgemäße Durchführung) / § 215 Abs. 1 Nr. 1
grds. beachtlicher Formfehler gem. § 214 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 /
§ 215 Abs. 1 Nr. 1

Verfahrensfehler i.S.v. § 214 Abs. 1 Nr. 1 / § 215 Abs. 1 Nr. 1 
Ermittlungsdefizit (früher: Abwägungsdefizit)

Bewertungsausfall (früher: Abwägungsausfall)
Bewertungsfehleinschätzung (früher: Abwägungsfehlein-
schätzung)

Formfehler i.S.v. § 214 Abs. 1 S. 1 Nr. 4, 1. Fall
Beachte z.B. § 7 Abs. 6 und §§ 43 Abs. 2, 31 GO NRW

Grundsätzlich beachtlicher Formfehler gem. § 214 Abs. 1
S.1 Nr. 3 / § 215 Abs. 1 Nr. 1
Verstoß unbeachtlich

Beachtlicher Verfahrensfehler gem. § 214 Abs. 1 S. 1 Nr. 4, 
2. Fall

Beachtlicher Formfehler gem. § 214 Abs. 1 Nr. 4, 3. Fall

B. Formelle Rechtmäßigkeit

Folgen bei Verstoß = Fehlerfolgen;

Fehlerbeachtlichkeit/Präklusion
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III. Fehlerfolgen; Grundsatz der Planerhaltung gemäß §§ 214, 215 

BauGB

Klausurhinweis: Sofern in einer Klausur ein Form- oder Verfahrensfehler bei Erstellung des B-Plans festge-
stellt wird, ist sofort zu prüfen, welche Folgen der Verstoß hat (Fehlerfolge).

Dementsprechend werden zunächst die Fehlerfolgen, insbesondere der Grundsatz der Planerhaltung
gemäß §§ 214, 215 BauGB zusammenfassend dargestellt sowie anschließend bei der Einzeldarstellung
der jeweiligen Verfahrens- und Formvorschriften die jeweils einschlägigen Fehlerfolgen.

20 1. Gemäß § 10 Abs. 1 BauGB müssen Bebauungspläne als Satzung beschlossen werden,
sind also materielles Gesetz. Rechtsverstöße bei materiellen Gesetzen führen, anders als
bei Verwaltungsakten, immer zur Nichtigkeit bzw. Unwirksamkeit ex tunc.

Damit aber nicht jeder unwesentliche Verfahrens- oder Formverstoß zur Unwirksamkeit
des betreffenden B-Plans führt, ist im BauGB der Grundsatz der Planerhaltung gesetz-
lich geregelt worden (vgl. auch die Überschrift über §§ 214, 215 BauGB).53 Gemäß
§§ 214, 215 BauGB führt die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften aus-
nahmsweise nicht zur Unwirksamkeit des B-Plans, wenn die Verstöße entweder unbe-

achtlich sind (§ 214 Abs. 2 BauGB) oder wenn die Verstöße zwar beachtlich sind (§ 214
Abs. 1 BauGB), aber nicht rechtzeitig geltend gemacht und damit präkludiert werden
(§ 215 Abs. 1 BauGB).

Im Einzelnen gilt Folgendes:

21 2. § 214 Abs. 1 BauGB

a) Anwendungsbereich

aa) Zeitlich: § 233 Abs. 2 BauGB

bb) Sachlich:

n § 214 Abs. 1 BauGB gilt nur für die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschrif-

ten des BauGB bei Aufstellung von Flächennutzungsplänen und Satzungen nach

BauGB (z.B. gemäß § 10 = B-Plan, § 16 = Veränderungssperre, § 34 Abs. 4 = Innenbe-
reichssatzung, § 35 Abs. 6 = Außenbereichssatzung).

Erfasst werden also nicht Verstöße gegen Zuständigkeitsvorschriften oder materielle Rechtmäßig-
keitsvoraussetzungen des BauGB sowie Verstöße gegen sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften,
wie etwa Landeskommunalrecht oder Umweltrecht.

n § 214 gilt nicht im Rahmen des Genehmigungsverfahrens eines Bebauungsplans
durch die höhere Verwaltungsbehörde gemäß § 10 Abs. 2 BauGB; vgl. § 216 BauGB.

Die Genehmigung kann also auch dann zu Recht verweigert werden, wenn der konkret zu prüfende
Bebauungsplan an Verfahrens- oder Formfehlern leidet, die eigentlich nach § 214 Abs. 1, Abs. 2
BauGB unbeachtlich sind.

cc) Beachte: Mängel, die Gegenstand der Regelung in § 214  Abs. 1 S. 1 Nr. 1 BauGB sind,
können nicht als (materielle) Mängel der Abwägung geltend gemacht werden; § 214
Abs. 3 S. 2, letzt. Halbs. BauGB.

53 Zur Entwicklung der Fehlerfolgenregelung für städtebauliche Satzungen vgl. S/K-Gaentzsch, S. 131 f.
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Anhang

Anhang: Synopse wichtiger Vorschriften der LBauOen

Überblick über den aktuellen Gesetzesstand (Stand: 01.10.2011)

n Baden-Württemberg:
LBauO vom 05.03.1010 (GBl. S. 357)

n Bayern:
BauO vom 14.08.2007 (GVBl. S. 588), zuletzt geändert am 25.02.2010 (GVBl. S. 66)

n Berlin:
BauO vom 29.09.2005 (GVBl. S. 495), zuletzt geändert am 29.06.2011 (GVBl. S. 315)

n Brandenburg:
BauO vom 17.09.2008 (GVBl. I, S. 226), zuletzt geändert am 29.11.2010 (GVBl. I Nr. 39)

n Bremen:
LBauO vom 06.10.2009 (GBl. S. 401)

n Hamburg:
BauO vom 14.12.2005 (GVBl. S. 525, 563), zuletzt geändert am 11.05.2010 (GVBl.
S. 350)

n Hessen:
BauO vom 15.01.2011 (GVBl. I S. 46)

n Mecklenburg-Vorpommern:
LBauO vom 18.04.2006 (GVOBl. S. 102), zuletzt geändert am 20.05.2011 (GVOBl.
S. 323)

n Niedersachsen:
BauO vom 10.02.2003 (GVBl. S. 89), zuletzt geändert am 13.10.2011 (GVBl. S. 353)
(evtl. Neufassung 2012; vgl. Lt-Drs. 16/3195 v. 21.12.2010)

n Nordrhein-Westfalen:
BauO vom 01.03.2000 (GV. S. 256), zuletzt geändert am 24.05.2011 (GV.  S. 272)

n Rheinland-Pfalz:
LBauO vom 24.11.1998 (GVBl. S. 365), zuletzt geändert am 09.03.2011 (GVBl. S. 47)

n Saarland:
LBauO vom 18.02.2004 (ABl. S. 822), zuletzt geändert am 16.06.2010 (ABl. I, 1312)

n Sachsen:
BauO vom 28.05.2004 (GVBl. S. 200), zuletzt geändert am 19.05.2010 (GVBl. S. 102,142
143)

n Sachsen-Anhalt:
BauO vom 22.12.2005 (GVBl. S. 769), letzte Änderung am 10.12.2010 (GVBl. S. 569,
577)

n Schleswig-Holstein:
LBauO vom 22.01.2009 (GVOBl. S. 6), zuletzt geändert am 17.01.2011 (GVOBl. S. 3)

n Thüringen:
BauO vom 16.03.2004 (GVBl. S. 349), zuletzt geändert am 08.07.2009 (GVBl. S. 592)
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Stichwortverzeichnis

Die Zahlen verweisen auf die Randnummern.

Abbruchsanordnung ......................................... 305 ff.
Ablösevertrag ...........................................................  169
Abrissverfügung .................................  269,  322,  394
Abstandsflächen ......................................................  344
Abstrakte Normenkontrolle
  gem. § 47 Abs. 1 Nr. 1 VwGO ...........................  67 ff.

Allgemeines Rechtsschutz-
  bedürfnis ...........................................................  77 ff.
Antragsbefugnis ....................................................  68
Begründetheit ...................................................  79 ff.
Grundsatz der Planerhaltung ............................  82
Inzidentkontrolle ..............................................  84 ff.
Teilunwirksamkeit .................................................  83
Veränderungssperre ...................................... 118 ff.

Abwägungsdisproportionalität .................  63,  105
Abwägungsfehler .......................................................  62
Abwägungsfehlerlehre ............................................  62
Abwehrrechte von Nachbargemeinden .........  360
Abweichung ....................................................  215,  344
Abweichungsentscheidung .................................  392
Adressat bauaufsichtlicher Verfügungen .......  292

am Bau Beteiligte ...............................................  292
Bauherr ...................................................................  292

Aktiver Bestandsschutz ..........  180,  251,  260,  266
Allgemeine Wohngebiete ....................................  113
Änderung ...................................................................  141
Anfechtungsklage .........................................  128,  325
Angrenzer ...................................................................  155
Anlagen für soziale Zwecke .................................  209
Anlagenbegriff .........................................................  190
Annexantrag .............................................................  394
Anordnung der sofortigen
  Vollziehung .............................................................  322

Abrissverfügung .................................................  322
Nutzungsuntersagung .....................................  322
Stilllegungsverfügung ......................................  322

Anordnung gemäß § 24 BImSchG ....................  319
Anpassung an bauordnungsrechtliche 

Vorschriften ..........................................................  319
an Bauplanungsrecht.........................................  319
an Umweltrecht ...................................................  319

Anpassungspflicht .............................................  52,  56
Anpassungsverfügung ..........................................  319
Anstoßfunktion ...................................................  35,  97
Antragsbefugnis, abstrakte Normenkontrolle

dinglich Berechtigter ...........................................  70
Nachbargemeinden .............................................  74
obligatorisch Berechtigter .................................  70
Privatperson ............................................................  71
Schutznormtheorie ...............................................  69

Anzeigepflichtige Vorhaben ...............................  276
Anzeigeverfahren ............................................  50,  144

Art der baulichen
  Nutzung ...............................  110 ff.,  195,  239,  245

allgemeine Wohngebiete ................................ 113
Ausnahmebebauung ......................................... 112
Gebietsart .............................................................. 111
Gewerbegebiet .................................................... 113
Mischgebiet .......................................................... 113
Regelbebauung ................................................... 111
reine Wohngebiete ............................................ 113

Artfremde Bebauung .............................................. 331
Asylbewerberheime ................................................ 209
Aufhebung der Baugenehmigung .........  183,  369
Aufhebungserweiterung ....................................... 183
Aufräumgebot .......................................................... 321
Aufräumungsverfügung ....................................... 318
Aufsichtsbehörden

Weisungen ............................................................. 416
Aufstellungsbeschluss ................................... 28,  120
Ausfertigungsvermerk .............................................  43
Ausführungsgenehmigung ......................  146,  188
Ausnahmebebauung ..................................  112,  202
Ausnahmen zur Regelbebauung ....................... 114
Ausreichende Erschließung ................................. 259
Außenbereich .................................................  193,  338
Außenbereichssatzung .......................................... 263
Aussetzung der Vollziehung der 

Baugenehmigung ....................................  277,  394 
Auswirkungen auf zentrale

Versorgungsbereiche ..........................................  74

Bagatellanlagen ....................................................... 190
Barrierefreiheit ........................................................... 171
Bauantrag ................................................................... 154
Bauaufsichtsbehörde .............................................. 158
Baubeseitigungsanordnung ................................ 304
Baueinstellung .......................................................... 301
Bauerlaubnis

Aussetzung der Vollziehung ........................... 277
Bauflächen ....................................................................... 8
Baufreiheit ....................................................................... 1
Baugebot ...........................................  137,  319,  320 f.
Baugenehmigung ....................................  138 ff.,  188

Aufhebung .................................................  179,  369
Ausnahmen ......................................................  142 ff.
Bauantrag .............................................................. 154
Baulast ..................................................................... 176
Bestimmtheit ........................................................ 174
Einvernehmen der Gemeinde ...................  158 ff.
Erledigung ........................................................  181 ff.
formelle Rechtmäßigkeit .............................  150 ff.
Genehmigungsfiktion ....................................... 149
Grundsatz der Genehmigungspflicht .....  138 ff.
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materielle Bindungswirkung ..........................  181
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Nebenbestimmungen ...................................  176 f.
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Vorbescheid .....................................................  184 ff.
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Zeitablauf ...........................................................  181 f.

Baugrenzen ................................................................  116
Bauherr ........................................................................  292
Baulast .........................................................................  178
Bauleitpläne .................................................................... 7
Bauleitplanung

Abgrenzung zur Fachplanung ............................ 7
Abgrenzung zur überörtlichen Planung ......... 7
Bebauungsplan ......................................................... 5
Definition .................................................................... 7
Flächennutzungsplan ........................................  7 ff.

Bauliche Anlage .............................................  139,  190
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dereguliertes ........................................................  142
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Konzentrationswirkung ....................................  143
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Bauordnungsrechtlicher 
Anlagenbegriff .......................................  139 f.,  190

Bauordnungsverfügungen ...................  188,  269 ff.
Abbruchsanordnung ....................................  304 ff.
Abrissverfügung .................................................  269
Adressat .................................................................  292
Anordnung der sofortigen
  Vollziehung .........................................................  322
Anordnung gemäß § 24 BImSchG ................  318
Anpassung an bauordnungs-

rechtliche Vorschriften ................................  319
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Aufräumgebot .....................................................  321
Aufräumungsverfügung ..................................  318
Baubeseitigungsanordnung .....................  304 ff.
Baueinstellung .....................................................  301
Baugebot ...............................................................  319
Baustopp ................................................................  269
Bauüberwachung ...............................................  318
belastetes Eigentum ..........................................  293
Bereitstellung von Spielflächen ....................  319
Beseitigungsverfügung ....................................  269
Bestandsschutz ....................................................  317
Betretungsrechte ................................................  318
Duldung ............................................................  299 ff.
Durchsetzung ......................................................  321
Ermächtigungsgrundlage ...............................  269
Generalermächtigung .......................................  309
Gleichbehandlungsgrundsatz .......................  298
Instandsetzungsgebot ......................................  321
nachträgliche Anforderungen .......................  318
Nutzungsaufnahmeuntersagung.............  311 ff.
Nutzungsuntersagung ......................  269,  310 ff.
präventive Kontrolle ..........................................  269
Rechtsnachfolge ............................................  293 ff.
Rechtsschutz ........................................................  371
repressive Kontrolle ...........................................  269
Rückbaugebot .....................................................  321
sonstige Eingriffe ................................................  269
sonstige Verfügungen ......................................  318
Stilllegung .............................................................  301
Stilllegungsverfügung ......................................  269
Verhältnismäßigkeit ..........................................  299
Verwirkung des behördlichen 

Eingriffsrechts ............................................  299 ff.
Vollstreckungshindernisse ..............................  323
vorläufiger Rechtsschutz .................................  399
Zwangsmittel .......................................................  322

Bauplanungsrecht ...................................................  2 ff.
Bauplanungsrechtliche Vorschriften ................  167
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von Vorhaben .................................................  188 ff.
Bauplanungsrechtlicher 

Anlagenbegriff ........................................... 140,  190
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